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Quelle: www.bundestag.deQuelle: Grundgesetz

Aus Berlin Kersten Augustin und Sebastian Erb (Text) und Oliver Sperl (Illustration)

Hitlergruß  im  Reichstag
Der Bundestag hat eine eigene Polizei,  
die mit rund 200 Be am t*in nen  
das Parlament schützen soll.  
Recherchen der taz zeigen:  
Da gibt es ein Problem

Präsenz vor dem Gebäude ver-
stärkt. Die Bundestagspolizei 
arbeitet jedoch weiter wie vor-
her, erfahren wir in mehreren 
Gesprächen mit Polizist*innen, 
Abgeordneten und Ver tre te r*in-
nen der Bundestagsverwaltung.

Dabei gibt es Beamt*innen, 
bei denen man als Dienstherr 
genauer hinschauen müsste. Da 
wäre etwa der Polizist Michael 
R. 2014 wird er stellvertretender 
Bundesvorsitzender der Splitter-
partei „Deutsche Nationalver-
sammlung“. Es ist eine Reichs-
bürgerpartei, die das Grund-
gesetz nicht anerkennt. Unter 
dem Motto: „Achtung! Wach-
ablösung! Das Grundgesetz 
geht – Die Verfassung kommt! 
Für ein souveränes Deutsch-
land!“ demons trierte die Partei 
damals vor dem Reichstag, für 
dessen Schutz Michael R. zustän-
dig ist.

Im Pausenraum der Poli-
zei im Bundestag lag einmal 

ein Flyer aus, der der taz vor-
liegt. Es ist ein Flyer der Preu-
ßischen Gesellschaft, einer na-
tio na lis tischen Vereinigung, die 
Deutschland „geistig erneuern“, 
„Überfremdung stoppen“ und 
einen „Freistaat Preußen“ er-
richten will. Michael R. habe 
ihn dort verteilt, sagt ein Kol-
lege von ihm. Er habe eine Zeit 
lang versucht, Mitstreiter anzu-
werben, sagt ein anderer. Er hat 
zudem nach Aussage eines Kol-
legen rechte Memes im Chat sei-
ner Dienstgruppe gepostet. Im 
Pausenraum habe R. seine The-
sen wiederholt: Er sei kein Bür-
ger der BRD, es habe keinen Eini-
gungsvertrag gegeben. Deutsch-
land sei kein Staat, sondern eine 
GmbH.

Irgendwann nach dem Vor-
fall mit dem Flyer bekommt R. 
Ärger von Vorgesetzten. Auf taz-
Anfrage teilt die Pressestelle des 
Bundestags mit: Gegen den Po-
lizeibeamten wurde 2019 ein 
Disziplinarverfahren eingelei-
tet, weil er sich verfassungswid-
rig geäußert haben soll. Der Ver-
dacht habe sich nicht bestätigt, 
das Verfahren wurde eingestellt.

Michael R. ist jetzt Polizei-
obermeister und arbeitet immer 
noch im Bundestag. Die Reichs-
bürgerpartei ist nicht mehr ak-
tiv, dafür ist R. der AfD beigetre-
ten. Bei Facebook gefällt ihm die 
German Defence League, Pegida 

Das führt beispielsweise dazu, 
dass die Polizei des Bundestags 
Scharfschützengewehre ange-
schafft hat, die sonst nur ein 
SEK besitzt. Und eine mysteri-
öse Spezialeinheit gegründet 
hat, die öffentlich noch nie er-
wähnt wurde und von der selbst 
im Bundestag kaum einer weiß.

Bundestagspolizei
Der Bundestag ist der kleinste 
Polizeibezirk der Republik, rund 
200 Beamt*innen arbeiten hier. 
Sie sind ausschließlich für die Lie-
genschaften des Bundestags ver-
antwortlich. Die Bundestagspoli-
zei untersteht dem Bundestags-
präsidenten, Wolfgang Schäuble 
von der CDU. Nur mit seiner Zu-
stimmung dürfen Be am t*in-
nen in den Parlamentsgebäu-
den Personen festnehmen oder 
Büros durchsuchen. Die Polizei 
des Landes Berlin oder die Bun-
despolizei sind nicht zuständig, 
so will es das Grundgesetz. Die 
Idee ist gut: Im Falle eines Staats-
streichs soll das Parlament nicht 
schutzlos sein. Das bedeutet aber 
auch: Es muss sich im Zweifels-
fall selbst schützen können.

Nach dem versuchten Reichs-
tagssturm und dem Sturm des 
US-Kapitols hat Schäuble an-
gekündigt, die Sicherheit des 
Bundestags zu verbessern. Die 
Berliner Landespolizei hat ihre 

Die taz hat mit einem Dut-
zend aktuellen und ehemaligen 
Be am t*in nen der Bundestags-
polizei und weiteren Personen 
gesprochen, die für die Sicher-
heit im Parlament zuständig 
sind. Wir sind auf eine Gefahr 
von innen gestoßen. Auf Reichs-
bürger in Uniform, die das Par-
lament schützen sollen, aber 
glauben, dass die Bundesrepu-
blik nicht existiert. Auf Corona-
leugner und Rassisten, die Na-
mibia noch heute als Deutsch-
Südwestafrika bezeichnen. Auf 
Pfört ne r*in nen, die aktuell für 
die AfD-Fraktion arbeiten und 
bald wieder an einem der Ein-
gänge sitzen könnten.

Es geht dabei auch um rechte 
Memes in dienstlich genutzten 
Chatgruppen. In einem weiteren 
Fall soll ein Beamter im Pausen-
raum der Bundestagspolizei den 
Hitlergruß gezeigt haben.

Doch wir sind nicht nur auf 
Rechtsextremismusfälle gesto-
ßen, denen bislang offenbar nie-
mand nachgegangen ist. Je län-
ger wir uns mit der Polizei des 
Bundestags beschäftigen, desto 
stärker bekommen wir den Ein-
druck: Das ist eine Organisation, 
die sich verselbstständigt hat. In 
der Parlamentspolizei mit ihrer 
historischen Sonderstellung mi-
schen sich eine gute finanzielle 
Ausstattung mit regelmäßi-
ger Unterforderung im Alltag. 

Der Art. 40 Abs. 2 GG überträgt  
das Hausrecht und die 
Polizeigewalt im Parlament 
dem Bundestagspräsidenten

Po li zis t*in nen arbeiten bei 
der Bundestagspolizei – 
dem kleinsten Polizeibezirk 
Deutschlands40 210

und „Keine weiteren Asylanten-
heime in Deutschland“, er ist 
Mitglied der Gruppen „Pa trio-
ten Brandenburg-Preussen“ 
und „Weltweiter Widerstand“.

Michael R. wohnt in einer 
Neubausiedlung in Branden-
burg. Als wir klingeln, ist er 
überrascht und aufgebracht, 
dass wir bei ihm zu Hause das 
Gespräch suchen. Inhaltlich sagt 
er nichts, aber er fragt nach un-
seren genauen Namen. Dann 
sagt er spöttisch, dass er mal 
nachschauen werde. „Wir haben 
da ja unsere Computer.“

Michael R. ist nicht der ein-
zige problematische Polizist in 
den Reihen der Bundestagspoli-
zei. In Chats wurden in den ver-
gangenen Jahren zweifelhafte 
Inhalte geteilt. Ein Meme aus 
einer Chatgruppe, das der taz 
gezeigt wurde, zeigt Bundes-
kanzlerin Angela Merkel mit ei-
nem Hundekopf: „Die Kanzlerin 
wurde geimpft. Keine Nebenwir-
kungen, sagt der Gesundheits-
minister“. In anderen Memes 
wurde laut Aussagen mehrerer 
Po li zis t*in nen Merkel als Verrä-
terin bezeichnet oder es wurde 
gegen Minderheiten gehetzt. 
Ein Polizist erinnert sich an ein 
Bild in einem Chat mit einem 
Gewehr und einem Gewaltauf-
ruf gegen Schwarze Menschen: 
„Springt der N**** wild herum, 
schalt’ auf Automatik um“. Er 

Michael R. war 
früher bei den 
Reichsbürgern, 
dann trat er  
der AfD bei

B
ewaffnete De mons-
tran t*in nen stür-
men den Bundes-
tag in Berlin. Sie 
brechen in Büros 
ein, durchwühlen 

Dokumente, suchen nach Ab-
geordneten, die sich zwischen 
den Sitzreihen verstecken.

Klingt unrealistisch? In den 
USA ist genau das passiert: Am 
6.  Januar drangen Rechts ex-
tre me ins Kapitol ein.

In der deutschen Haupt-
stadt kam es Ende August ver-
gangenen Jahres nicht so weit, 
als ein paar hundert Menschen 
auf die Treppen des Reichstags-
gebäudes stürmten, über de-
nen der Schriftzug „Dem Deut-
schen Volke“ steht. „Das Haus 
der Deutschen besetzen“, hat-
ten sie vorher in Chatgruppen 
geschrieben, und: „Diese Wich-
ser da drinnen aufhängen, wenn 
es nach mir gehen würde.“

Nur drei Streifenpolizisten 
stehen zwischen dem Mob und 
der Glastür, so sieht man es in 
Handyvideos. Zwei Meter dahin-
ter sitzt ein Pförtner in einem 
Glaskasten, vor ihm ein wei-
ßer Kippschalter und ein roter 
Knopf. Er könnte die Tür zum 
Reichstagsgebäude jetzt öffnen, 
wenn er wollte.

Der Bundestag braucht 
Schutz. Aber wer sind die Per-
sonen, die ihn schützen?



sonnabend/sonntag, 19./20. juni 2021 21gesellschafttaz ! am wochenende  

Quelle: Hessischer Innenminister Peter Beuth (CDU)Quelle: Pressestelle des Bundestags

rechtsextreme Verdachtsfälle gab es bei  
der Bundestagspolizei seit 2013. Keiner habe  
sich bestätigen können. Es finde keine 
verdachtsunabhängige Überprüfung statt

hessische Polizeibeamte waren Teil 
einer rechtsextremen Chatgruppe. 
13 dieser Beamten waren beim 
Anschlag von Hanau im Einsatz3 49

war so entsetzt, dass er das Bild 
damals einer Person zeigte, die 
uns das ebenfalls bestätigt. Ein 
anderer Polizist erinnert sich im 
Gespräch mit der taz an ein Bild 
mit dem Schriftzug: „Dem Füh-
rer hätte das nicht gefallen“ und 
an antisemitische Witze, etwa, 
wie viele Juden in einen Aschen-
becher passen würden. Nicht 
alle dieser Chatinhalte dürften 
strafrechtlich relevant sein, sie 
könnten aber disziplinarrecht-
liche Konsequenzen haben. Und 
sie weisen auf eine fragwürdige 
Polizeikultur hin.

„Am Ende“, sagt ein Bundes-
tagspolizist, „sind wir die mit 
den Knarren im Haus.“ Und: 
„Es ist wie bei Troja: Wer hat den 
Schlüssel zur Tür?“

Eine Recherche in den Reihen 
der Polizei ist nie leicht, so auch 
in diesem Fall. Viele Be am t*in-
nen wollen nicht mit der Presse 
sprechen, anderen ist angeblich 
nie etwas Problematisches auf-
gefallen. Die, die Probleme the-
matisieren, haben Angst vor 
Konsequenzen und äußern 
sich nur, wenn ihre Identität 
geschützt bleibt.

Aus den Äußerungen die-
ser Po li zis t*in nen geht hervor, 
dass auch außerhalb von Chat-
gruppen rassistische Bezeich-
nungen wie „Kanacke“, „N****“ 
oder „Schwarzkopf“ bei der Po-
lizei des Bundestags alltäglich 
sind. Besonders schlimm sei 
es nach dem Sommer 2015 ge-
worden, als viele Geflüchtete 
nach Deutschland kamen. Im 
Pausenraum hätten Polizisten 
Flüchtlinge als Terroristen be-
zeichnet. Bei der Arbeit zeigten 
einige Kol le g*in nen ihre Miss-
achtung für die Bundesregie-
rung und Sympathien für die 
AfD. Mehrere Bundestagspoli-
zisten sollen an Demonstratio-
nen der rechtsextremen Orga-
nisation Pegida teilgenommen 
haben, berichten aktuelle und 
ehemalige Polizist*innen. „Es 
gibt einige Polizisten, die das 
im Pausenraum nicht mitan-
hören wollen, die nehmen sich 
ihre Stulle und essen die auf der 
Leitstelle“, sagt einer von ihnen.

Ein Beamter, der sich laut Aus-
sage mehrerer Polizisten regel-
mäßig rassistisch äußert, ist ein 
Polizeihauptmeister und Mit-
glied einer Reservistenkamerad-
schaft. Und bei Äußerungen soll 
es nicht geblieben sein. Er habe 
mehrfach den Pausenraum im 
Reichstagsgebäude betreten 
und dabei zur Begrüßung den 
Hitlergruß gezeigt, sagt ein Po-
lizist, der damals nach eigenen 
Angaben im Raum war. Er habe 
dabei die Hacken zusammenge-
schlagen und die Radiostimme 
von Adolf Hitler imitiert. Wir ru-
fen bei zwei Polizisten an, die im 
Raum gewesen sein sollen. Beide 
reagieren nervös, dementieren 
den Hitlergruß nicht und bre-
chen das Gespräch ab. Der Po-
lizeihauptmeister sagt am Tele-
fon, er schaue gerade eine Doku 
über Treblinka und Auschwitz, 
„ich würde so etwas nie tun.“ 
Er dementiert rassistische Äu-
ßerungen, er habe „genügend 
Freunde, die schwarze Haut-
farbe haben“.

Nachdem die von der taz be-
fragten Polizisten ihre Vorge-
setzten über den taz-Anruf in-
formierten, hat die Bundestags-
verwaltung disziplinarische 
Vor er mittlungen wegen des 
mutmaßlichen Hitlergrußes 
eingeleitet. Der Polizeihaupt-
meister und die beiden anderen 
Polizisten stritten den Vorfall ab 

und die Angelegenheit wurde zu 
den Akten gelegt.

Ein ehemaliges Mitglied des 
Personalrats im Bundestag be-
stätigt, dass sich Polizisten bei 
ihm über rechte Sprüche be-
schwert haben. „Das ist mir 
nicht neu“, sagt er. „Einzelne ha-
ben mir das berichtet, das war 
aber kein Anlass für mich, das 
zu objektivieren.“

Er ist mit dieser Haltung nicht 
allein. Leitende Beamte der Bun-
destagspolizei haben in den ver-
gangenen Jahren keinerlei Fort-
bildungen zu politischem Ex-
tremismus besucht. Nur zwei 
Polizisten des mittleren Diens-
tes besuchten auf eigene Initia-
tive mehrtägige Fortbildungen 
zu islamistischem Terrorismus 
und Linksextremismus.

Hat die Verwaltung des Bun-
destags die Gefahr von rechts 
jahrelang nicht ernst genom-
men?

Die Pressestelle des Bundes-
tags antwortet auf taz-Anfrage, 
man handle bei rechtsextremen 
Verdachtsfällen „klar und kon-
sequent“. Eine verdachtsunab-
hängige Überprüfung finde je-
doch nicht statt. Seit 2013 habe 
es insgesamt drei Fälle gegeben, 
die sich aber nicht bestätigt hät-
ten. Von den Fällen, die von der 
taz recherchiert wurden, fällt 
nur der Hitlergruß darunter. Er 
wurde aber erst im Zuge der Re-
cherchen im Bundestag Thema. 
Bundestagspräsident Schäuble 
wollte sich auf Anfrage nicht 
äußern.

Im Präsidium des Bundes-
tags – dem Leitungsgremium, 
das der Bundestagspräsident 
mit seinen Stell ver tre te r*in nen 
bildet – waren mögliche Bedro-
hungen lange Zeit kein Thema. 
Nach dem versuchten Sturm auf 
das Reichstagsgebäude ging es 
vor allem um die Frage, warum 
die De mons tran t*in nen von der 

höchstens zwei ältere rechtsex-
treme Verdachtsfälle in den Rei-
hen der Bundestagspolizei: In ei-
nem geht es um einen Polizis-
ten, der eine Motorradkutte mit 
eisernem Kreuz getragen haben 
soll. Im anderen um einen Poli-
zisten, der in einer problemati-
schen Chatgruppe erwähnt wor-
den sein soll. In beiden Fällen 
sind die Polizisten nach einer 
Überprüfung weiter im Dienst. 
Weder der Flyer im Pausenraum 
noch andere von der taz recher-
chierte Fälle wurden den Abge-
ordneten genannt.

Immer wieder gibt es Be-
richte über rechtsradikale Chat-
gruppen in Polizeibehörden. 
Doch bei der Bundestagspolizei 

fangsjahren nachts mit dem 
Generalschlüssel durch die Bü-
ros auf Diebestour gegangen, 
berichtet der Polizist. Dazu ka-
men Quereinsteiger, die bereits 
vor dem Umzug das Reichstags-
gebäude in Berlin bewachten. So 
kamen etwa ein Schlachter und 
ein Gas ab leser in den Dienst, 
die keine reguläre Polizeiaus-
bildung hatten.

In den Folgejahren ist die 
Bundestagspolizei stark gewach-
sen. Von gut 50 Po li zis t*in nen in 
den 1970er Jahren auf 210 Stel-
len heute. Seit ein paar Jahren 
erst tragen sie manchmal auch 
Uniform statt Anzug. Dazu kom-
men rund 150 Pfört ne r*in nen 
und 400 Mitarbeitende der ex-
ternen Sicherheitsfirma Piepen-
brock, die teils auch an den Pfor-
ten sitzen oder an den Sicher-
heitsschleusen stehen.

Als „aufgeblasen“ bezeich-
net ein Polizist den Sicherheits-
apparat. Denn im Alltag passiert 
meist: nichts. Keine Festnah-
men, kaum Anzeigen. Die Ar-
beit im Bundestag hat nicht viel 
mit der Realität auf einem Po-
lizeirevier gemein. Ihnen fehle 
„Action“, wie ein anderer sagt. In 
einer Gewerkschaftszeitschrift 
beschreibt ein Polizist anonym 
seine Arbeit: ein Fehlalarm auf 
dem Behinderten-WC, ein Ab-
geordneter, der seinen Schlüs-
sel vergessen hat. „Nein, ich bin 
kein Hausmeister, auch kein Si-
cherheitsmitarbeiter. Ich bin Po-
lizeibeamter“, schreibt er.

Der Frust ist so groß, dass 
viele Polizisten den Bundes-
tag verlassen wollen. „Es ist 
eine Strafe, von der Bundespo-
lizei zum Bundestag abgeord-
net zu werden“, sagt ein Poli-
zist.  Vielleicht ist auch das ein 
Grund, warum die Verantwort-
lichen bei Problemen lieber kein 
Fass aufmachen, was problema-
tische Mitarbeitende angeht: Sie 
müssen befürchten, die Stellen 
nicht wieder besetzen zu kön-
nen.

Weil viele Beamt*in nen den 
Bundestag verlassen wollen, gilt 
für Po li zei an wär te r*in nen eine 
Bleibepflicht. Nach der Ausbil-
dung müssen diese für mindes-
tens ein Jahr im Bundestag blei-
ben, ursprünglich sollten es drei 
Jahre sein. Eine im Personalrat 
des Bundestags vertretene Ge-
werkschaft hat sich 2018 beim 
Bundestagspräsidenten über 

diese „Bleibepflicht“ beschwert. 
Sie erhielt keine Antwort. Wenn 
die Unzufriedenheit vieler Po-
lizisten auf so wenig Interesse 
stößt, was bedeutet das für an-
dere, gravierendere Probleme?

Man gewinnt den Eindruck, 
dass die Bundestagspolizei in ei-
nem Dilemma gefangen ist: Im 
Alltag ist sie viel mit Aufgaben 
beschäftigt, die auch private Se-
curity-Mitarbeitende erledigen 
könnten. Aber im Ernstfall soll 
sie das deutsche Parlament vor 
Ter ro ris t*in nen schützen.

Die Spezialeinheit
Zu diesem Dilemma passt, dass 
die Bundestagspolizei eine Art 
Spezialeinheit gegründet hat, 
über die öffentlich bislang 
nichts bekannt ist: Das „Team be-
sondere Aufgaben“, eine Gruppe 
von etwa einem Dutzend Po li zis-
t*in nen zur „Bewältigung von 
polizeilichen Lagen mit hohen 
physischen und psychischen Be-
lastungen“, wie es in einem in-
ternen Dokument heißt, das der 
taz vorliegt. Mehrmals im Jahr 
fahren Teammitglieder zu Lehr-
gängen, unter anderem zur Bun-
deswehr ins bayerische Alten-
stadt und nach Pfullendorf, wo 
sonst Fallschirmjäger und KSK-
Soldaten ausgebildet werden.

Anfangs wussten nicht mal 
alle leitenden Polizeibeamten 
vom „Team besondere Aufga-
ben“ und auch nicht die Mitglie-
der des Bundestagspräsidiums. 
Dabei sind es der Bundestags-
präsident und seine Stell ver-
trete r*in nen, die im Ernstfall 
der Polizei die Anweisungen 
geben.

Die ausgewählten Po li zis t*in-
nen trainierten Hindernisläufe, 
Trockenübungen für den Fall-
schirmsprung, Abseilen über 
eine Schlucht. „Das war ’ne 
Lachnummer“, sagt ein ehema-
liger Teilnehmer. Er habe sich 
gefühlt wie in einem schlech-
ten Hollywoodfilm. Der dama-
lige Teamleiter, mit dicker Zi-
garre im Mund und einer Hand 
am Stock, habe sich aufgespielt 
„wie Hannibal vom A-Team“, der 
US-Fernsehserie. Das Team habe 
Jumpsuits getragen mit einem 
eigens angefertigten Abzeichen. 
Manche Kol le g*in nen spotten, 
dass die jetzt wieder „GSG 6 1/2“ 
spielten.

Nun könnte man die Grün-
dung einer Spezialeinheit be-
grüßen: Die Bundestagspoli-
zei stellt sich der neuen Bedro-
hung durch den Terrorismus. 
Oder man sieht darin eine Be-
schäftigungstherapie für un-
terforderte Polizist*innen, die 
bei einem Terrorangriff auch 
nicht viel ausrichten können. 
Denn da nur zwei bis drei Per-
sonen pro Dienstgruppe Teil 
des Teams sind, wären bei ei-
nem Anschlag wohl nie genug 
von ihnen da. Es gebe im Bun-
destag auch gar nicht genügend 
geeignete Beamt*innen, sagt ein 
Polizist. Es könnte gefährlich 
werden, wenn die Bundestags-
polizei bei einem Angriff ihre 
Fähigkeiten überschätzt und 
nicht sofort das SEK ruft. „Die 
werden ins Feuer geschickt.“

Die Pressestelle des Bundes-
tags spielt die Bedeutung des 
„Team besondere Aufgaben“ he-
runter. Hintergrund der Grün-
dung im Jahr 2015 seien die 
„Amoktaten in Erfurt und Ems-
detten“, die zu diesem Zeitpunkt 
allerdings schon 13 und 9 Jahre 

„Am Ende sind wir die  
mit den Knarren im Haus“,  
sagt ein Bundestagspolizist.  
„Es ist wie bei Troja:  
Wer hat den Schlüssel zur Tür?“

Fortsetzung auf Seite 22

Die Aktion hatte Konsequenzen, 
allerdings nicht für die Polizei, 
sondern für die Abgeordneten: 
Sie müssen nun die Namen ih-
rer Gäste hinterlegen.

Nach dem Sturm auf das US-
Kapitol waren viele deutsche 
Abgeordnete geschockt. Sie hat-
ten live verfolgt, wie ihre ameri-
kanischen Kol le g*in nen sich vor 
dem Mob verstecken mussten, 
ihre Büros durchsucht wurden. 
Wie Demonstranten Selfies mit 
Polizisten machten. Könnte so 
etwas auch hier passieren?

Der Referatsleiter, der für die 
Bundestagspolizei zuständig 
ist, verneinte das im Ältesten-
rat und gegenüber den Sicher-
heitsbeauftragten der Fraktio-
nen. Die Abgeordneten kennen 

geht es nicht um ein normales 
Polizeirevier, sondern um den 
Schutz des Parlaments und der 
Abgeordneten. Die Auswahl der 
Polizisten und die Überprüfung 
ihrer demokratischen Überzeu-
gungen müsste dort besonders 
akribisch sein. Wie kann es sein, 
dass sich ausgerechnet im Her-
zen der Demokratie solche Vor-
fälle häufen?

Um zu verstehen, was die 
Bundestagspolizei so besonders 
macht, hilft es, eine kurze Zeit-
reise in die Bonner Republik zu 
unternehmen.

In den 1960er Jahren arbei-
tete nur eine Handvoll Polizis-
ten im Bundestag, sie gehör-
ten zur selben Abteilung wie 
die Putzkräfte. In Bonn wurden 

Berliner Polizei so unterschätzt 
wurden. Bundestagspräsident 
Schäuble traf sich mit Bundesin-
nenminister Horst Seehofer und 
Berlins Innensenator Andreas 
Geisel, um die Zusammenarbeit 
mit Bundes- und Landespolizei 
zu verbessern. Um mögliche Ge-
fährdungen des Bundestags von 
innen ging es nicht.

Das änderte sich im vergange-
nen November. Eine rechte Ak-
tivistin, die als Gast eines AfD-
Abgeordneten in den Reichs-
tag gekommen war, bedrängte 
Wirtschaftsminister Peter Alt-
maier (CDU) vor einem Aufzug. 
Bemängelt wurde intern, dass 
in der Nähe stehende Polizis-
ten nicht eingeschritten waren. 

sie „Hausinspektion“, dann Ord-
nungsdienst genannt. Erst nach 
dem RAF-Terror in den 1970er 
Jahren durften die Beamten 
Ge wahr sam nah men durchfüh-
ren. 1989 benannte die dama-
lige Bundestagspräsidentin Rita 
Süssmuth sie in „Polizei- und Si-
cherungsdienst“ um.

Mit dem Umzug nach Berlin 
1999 hatte die Polizei ein Per-
sonalproblem, weil viele Be-
amte in Bonn bleiben wollten. 
„Wir haben dann jeden genom-
men“, sagt ein leitender Polizist. 
Die Landes- und Bundespolizei 
hätten ihre Akten frisiert, um 
„Problemfälle“ an die Bundes-
tagspolizei loszuwerden. Einer 
der Problemfälle sei in den An-
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offizielle Beschwerden gab es im letzten 
Jahr wegen Diskriminierung gegen die 
Berliner Polizei. Viele wegen Rassismus. 5 
wurden als (teilweise) berechtigt anerkannt

Prozent der Mit ar bei te r in den Sicherheits-
behörden „stehen fest auf dem Boden des 
Grundgesetzes“. Das bedeute: „kein struk-
turelles Problem mit Rechtsextremismus“ 5099 Quelle: „Tagesspiegel“. LADG OmbudsstelleQuelle: Innenminister Horst Seehofer (CSU)

zurückliegen. Das Team habe 
keine „Aufgaben, die mit sol-
chen von SEK oder GSG9 ver-
gleichbar sind“.

Doch taz-Recherchen zufolge 
lagerten oder lagern im Keller 
des Bundestags Waffen, die zur 
Ausstattung eines SEK passen. 
Das bestätigen ein halbes Dut-
zend Polizisten. Sie nennen 
nur eine unterschiedliche An-
zahl, die Angaben reichen von 
zwei bis sechs Gewehren vom 
Typ  SG1, Präzisionsschützenge-
wehre von Heckler & Koch, ein-
setzbar für Entfernungen bis 
600 Meter. Polizisten wurden 
durch die Republik geschickt, 
um Munition dafür zu besor-
gen. Ein Beamter sagt, dass die 
Waffen bei Wettkämpfen be-
nutzt wurden.

Anders als in anderen Po-
lizeibehörden beschwert sich 
im Bundestag niemand über 
eine schlechte Ausstattung. Die 
Nähe zum Haushaltsgesetzge-
ber sorgt offenbar dafür, dass 
alle Wünsche erfüllt werden. Es 
gibt gute Schutzausrüstung, die 
modernsten Maschinenpistolen 
und genug Munition für Schieß-
trainings.

Aber wofür braucht ein Poli-
zeibezirk, der offiziell keine Spe-
zialeinheit hat und nur die en-
gen Flure und Innenräume des 
Bundestags beschützt, mehrere 
Scharfschützengewehre?

Die Bundestagspressestelle 
behauptet zunächst, dass die 
Bundestagspolizei niemals über 
Scharfschützengewehre ver-
fügt habe. Denn: „Bei der Bun-
destagspolizei sind und wa-
ren in der Vergangenheit keine 
Scharfschützen eingesetzt.“ Auf 
Nachfrage korrigiert man sich: 
Es gebe keine „Verwendung von 
sogenannten Scharfschützen-
gewehren im Dienstalltag“. Zu 
den Waffen mache man aus Si-
cherheitsgründen keine weite-
ren Angaben.

Der Pförtner
Die Bundestagspolizei ist nicht 
allein für die Sicherheit der Ab-
geordneten verantwortlich: 
Auch mehrere hundert Pfört ne-
r*in nen und Security-Mitarbei-
tende entscheiden darüber, wer 
das Parlament betreten darf.

An jenem Westeingang, an 
dem im vergangenen Sommer 

die De mons tran t*in nen den 
Reichstag stürmen wollten, ar-
beitet seit mehr als zehn Jahren 
ein Pförtner, der laut Aussagen 
von mehreren Polizisten „offen-
sichtlich rechtsextrem“ ist.

Er ist Mitarbeiter der Firma 
Piepenbrock, einer externen 
Sicherheitsfirma. Auf seinem 
Computer lese er rechte Schrif-
ten. Über Schwarze sage er: „Die 
stinken doch alle.“ Er erzähle von 
Messerkriminalität, die er an-
geblich auf seinem Arbeitsweg 
erlebe. Für afrikanische Länder 
benutze er die alten Kolonialbe-
zeichnungen wie Deutsch-Süd-
westafrika. Er erzähle, dass er in 
seinem Haus am Waldrand weit-
gehend  autark lebe und große 
Vorräte angelegt habe. „Er sitzt 
am Knopf und kann entschei-
den, ob die Tür zubleibt oder 
aufgeht“, sagt ein Polizist.

In der vergangenen Woche 
sprechen wir eben jenen Pfört-
ner in seinem Glaskasten an. Am 
Eingang West ist nicht viel los, 
noch kommen wegen Corona 
keine Gruppen zu Besuch. Er be-
stätigt uns, dass er am Tag des 
versuchten Reichstagssturms 
im Dienst gewesen sei. Aber 
er sagt: „Die wollten gar nicht 
rein.“ Erklären will er diese Aus-
sage nicht. Und als wir mit ihm 
über seine politischen Ansich-
ten sprechen wollen, schiebt er 
die Glastüre zu. „Ich muss jetzt 
wieder meine Außenkontrolle 

schen Gegnern „Suizid gegen 
Rechts“. Auf seinem Facebook-
Profilbild ist ein Kampfmesser 
zu sehen, das auf einem Bundes-
wehr-Barett liegt.

Auch in anderen Fraktionen 
arbeiten zeitweise Mit ar bei te-
r*in nen der Bundestagsverwal-
tung. Doch was bei anderen Par-
teien ein normaler Vorgang ist, 
wird bei einer Partei zum Pro-
blem, die zumindest in Teilen 
rechtsextrem und vom Verfas-
sungsschutz als Verdachtsfall 
eingestuft worden ist.

Was, wenn jene Pfört ne r*in-
nen bald wieder entscheiden, 
wer in den Bundestag kommt 
und wer nicht? Was passiert bei 
der nächsten Demonstration vor 
dem Reichstag, die von der Frak-
tion, für die sie jahrelang gear-
beitet haben, unterstützt und 
aufgehetzt wird?

Aber die Pfört ne r*in nen sind 
nicht die einzigen AfD-Mitar-
beitenden mit für den Bundes-
tag sensiblem Wissen und Kon-
takten: Auch ein Bundestags-
polizist arbeitet jetzt für die 
AfD-Fraktion, genauso wie ein 
Sachbearbeiter aus der Perso-
nalverwaltung. Er war zustän-
dig für die Bundestagspolizei, 
hatte Zugriff auf die Personal-
akten von Polizist*innen. Aus-
tauschen kann er sich bei seiner 
neuen Arbeit mit Philipp Runge, 
der lange beim Besucherdienst 
des Bundestags arbeitete und 

machen.“ Piepenbrock wollte 
sich auf Anfrage dazu nicht 
 äußern.

Es gibt mindestens zwei wei-
tere Pförtner*innen, die ein Si-
cherheitsproblem darstellen 
könnten. Sie sind aktuell von ih-
rer Arbeit beurlaubt, um für die 
AfD-Fraktion zu arbeiten. Doch 
Mitarbeiter der Bundestagsver-
waltung können prinzipiell auf 
ihre ursprüngliche Position zu-

rückkehren. Das könnte schon 
im Herbst passieren, falls die 
AfD bei der Bundestagswahl we-
niger Mandate erringen sollte 
und weniger Posten zu verge-
ben hätte.

Einer der Pfört ne r*in nen ist 
Patrick S. Er leitet heute den 
Fraktionsdienst der AfD und 
sitzt für die Partei in einer Ge-
meindevertretung in Branden-
burg. Seinen Facebook- Freun-
d*in nen wünscht er zu Weih-
nachten ein „schönes Julfest“ 
und „Hail und Segen den alten 
Göttern!“ Er empfiehlt politi-

nun Geschäftsführer der AfD-
Fraktion ist.

Besucherdienst
Auch unter Runges alten Kol-
le g*in nen finden wir Mitarbei-
tende, bei denen Zweifel beste-
hen, ob sie geeignet sind, die par-
lamentarische Demokratie zu 
repräsentieren. Es geht um den 
Besucherdienst, der für die Füh-
rungen im Haus zuständig ist, 
für Besuchergruppen von Ab-
geordneten und Tourist*innen. 
Wenn nicht gerade eine Pande-
mie umgeht, bietet der Besu-
cherdienst zweimal wöchentlich 
ein Spiel für Be su che r*in nen an: 
„Parlamentarische Demokratie 
spielerisch erfahren“.

Seit der Gründung des Besu-
cherdienstes arbeiten hier Mit-
glieder der Berliner Burschen-
schaft Gothia, bei der auch mal 
der Holocaust-Leugner Horst 
Mahler als Referent eingeladen 
wurde. Einer von ihnen ist Mit-
glied der Facebook-Gruppe: „Wir 
Deutsche rufen Georg Friedrich 
von Preußen zum Deutschen 
König aus“. Sein Profilbild kom-
mentiert ein Freund mit: „Oho 
der neue aus Deutsch-Südwest-
afrika Attaché a.D. Von und zu 
M.“ Ihm gefällt das.

Andere Mitarbeitende des 
Bundestags haben Bezüge zur 
Querdenken-Bewegung. Die 
Co ro na leug ne r*in nen hatten 

die Demonstration im vergan-
genen August organisiert, aus 
der heraus versucht wurde, den 
Reichstag zu stürmen. Teile die-
ses Milieus werden inzwischen 
vom Verfassungsschutz beob-
achtet. Aber ihre mutmaßli-
chen Ge sinnungs ge nos s*in nen 
in der Bundestagsverwaltung 
hat offenbar niemand auf dem 
Schirm.

Das sind Leute wie Thilo S., 
der heute in der Abteilung In-
formation und Kommunika-
tion arbeitet. Vorher arbeitete er 
viele Jahre als Bundestagspoli-
zist, später als Leiter des Einlass-
kontrolldienstes. Seinen Polizei-
titel trägt er bis heute. S. ist Mit-
glied in Querdenker foren, bei 
Facebook unter anderem in der 
Gruppe „Corona- Rebellen“. Kol-
legen bezeichnen ihn als „Mas-
kenverweigerer“. In der Gruppe 
„Mund auf trotz Mundschutz“ 
kommentiert er einen Post 
mit: „Stasi 2.0, armes Deutsch-
land“. S. ruft zur Teilnahme an 
Querdenken-Demos auf. Und: 
S. nahm an der Querdenken-
Demonstration teil, die im ver-
suchten Reichstagssturm gip-
felte.

Am Telefon erzählt Thilo S., er 
sei zu den Demos von Querden-
ken gegangen, weil er der Main-
streampresse nicht mehr ver-
traue. Den versuchten Reichs-
tagssturm fand er „saublöd“. 
Der sei aber nicht von Quer-
denken ausgegangen, sondern 
von Reichsbürgern. „Wenn ich 
an dem Tag Dienst gehabt hätte, 
hätte ich alles dafür getan, die 
daran zu hindern, reinzukom-
men.“ Er sieht kein Problem 
darin, dass er als Polizeibeam-
ter an der Demo teilnahm, so-
lange diese nicht verboten sei. 
Das sei seine Privatsache.

Für Anfang Juli rufen Initiati-
ven aus dem Querdenken-Spek-
trum wieder zu einer Demo am 
Brandenburger Tor auf. „Eure 
letzte Chance“, heißt es in einem 
Mobilisierungsvideo, auf dem 
Szenen früherer Proteste zu se-
hen sind. „Widerstand heißt, 
dorthin zu laufen“, sagt ein Red-
ner in dem Video und zeigt Rich-
tung Reichstag, und zur Polizei 
sagt er: „Schließt euch an!“

Kersten Augustin ist Redakteur 
der taz am wochenende.

Sebastian Erb ist Reporter im 
taz-Investigativ-Ressort.

Fortsetzung von Seite 21

Ein Piepenbrock-
Mitarbeiter  
über Schwarze: 
„Die stinken 
doch alle“
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Interview Kersten Augustin 

und Sebastian Erb

taz: Frau Roth, nachdem die taz 
über Rechtsextremismus in der 
Bundestagspolizei berichtet 
hat, sind viele Abgeordnete be-
unruhigt. Was sagen Sie ihnen: 
Sind sie im Parlament sicher?

Claudia Roth: Die beschriebe-
nen Fälle müssen uns wirklich 
zu denken geben. Wir sind die 
Herzkammer der Demokratie in 
diesem Land. Und deshalb muss 
bei uns eine besondere Verant-
wortung herrschen. Aber diese 
Recherche zeigt, auch unsere 
Herzkammer ist nicht immun.

Gerade mal 200 Stellen hat 
die Polizei im Bundestag. Da 
sollte es möglich sein, die Per-
sonen sorgfältig auszuwählen 
und zu überprüfen.

Wenn Po li zis t*in nen in Ver-
dacht geraten, rechtsextrem zu 
sein, ist das eine Gefahr, egal 
wo sie arbeiten. Aber im Bun-
destag darf es erst recht nicht 
den Hauch eines Verdachts ge-
ben, dass Polizeibeamte, Mitar-
beitende an den Pforten oder 
im Besucherdienst verfassungs-
feindliche Tendenzen haben. Sie 
müssen überzeugte Demokra-
tinnen und Demokraten sein. 
Wir brauchen jetzt eine umfas-
sende, verdachtsunabhängige 
Untersuchung. Man kann nicht 
mehr nur von Einzelfällen spre-
chen.

Wer kann eine solche Unter-
suchung durchführen?

Ich plädiere für eine externe 
Untersuchung, eine unabhän-
gige Studie. Das ist wichtig, um 
Glaubwürdigkeit und Transpa-
renz herzustellen. Und damit 
einhergehen müssen Empfeh-
lungen, welche Strukturen ge-
ändert werden sollten. Es sind 
jetzt so viele Fragezeichen ent-
standen. Wir müssen etwa klä-
ren, wie Leute überprüft wer-
den, wenn sie beispielsweise 
von der Arbeit in der AfD-Frak-
tion zurück in die Verwaltung 
wechseln. Auch der Personalrat 
muss sich fragen lassen, warum 
er keine Notwendigkeit gesehen 
hat, dranzubleiben, wenn ihm 
rechtsradikale Sprüche geschil-
dert werden. Und Vorfälle müs-
sen gemeldet werden können, 
ohne Angst vor Konsequenzen. 
Ein unabhängiger Polizeibeauf-
tragter ist überfällig.

Wurde das Problem mit 
Rechtsextremismus in den Rei-
hen der Polizei unterschätzt?

Ich will niemandem in der 
Verwaltung unterstellen, dass 
sie weggucken würden, schon 
gar nicht dem Direktor des Bun-
destags und dem Bundestags-
präsidenten. Aber ich glaube, 
es wurde möglicherweise unter-
schätzt. Es ist passiert, was ins-
gesamt in Deutschland ein Pro-
blem ist, wo auch der Innenmi-

Rechtsextreme in der Bundestagspolizei: 

Vizepräsidentin Claudia Roth fordert Konsequenzen

„Auch die 
Herzkammer ist 
nicht immun“

Die taz-Recherche: Am Wochenende hatte die taz berichtet, dass 

sich ein Bundestagspolizist in einer Reichsbürgerpartei engagiert, 

die das Grundgesetz ablehnt. Ein anderer Beamter soll zu einer 

„Querdenken“-Demo aufgerufen, ein dritter in einem Pausenraum 

mehrfach den Hitlergruß gezeigt haben. In Chatgruppen von 

Bediensteten gab es rechtsextreme Inhalte.

 

Die Reaktionen: Parlamentspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) 

sagte, man werde allen Fällen „klar und konsequent” nachgehen. 

Auch Abgeordnete reagierten besorgt. Jan Korte, Geschäftsführer 

der Linksfraktion, verlangte eine Befassung im Ältestenrat: „Ich 

erwarte eine schonungslose Aufarbeitung in der kommenden 

Sitzungswoche.“ (taz)

Rechtsextreme in der Bundestagspolizei

Claudia Roth 
66, Grüne, ist seit 2013 Vizeprä-

sidentin des Bundestags.
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nister mauert. Man redet von 
Einzelfällen und verweigert 
sich einer umfassenden wis-
senschaftlichen Untersuchung. 
Ein Hitlergruß ist kein Witz. Es 
kann nicht sein, dass Reichs-
bürger in der Polizei arbeiten. 
Oder dass von Po li zis t*in nen 
zu Querdenken-Demos auf-
gerufen wird. Es ist jetzt aller-
höchste Zeit: Wir müssen Trans-
parenz schaffen. Auch im Sinne 
aller Polizist*innen, die fest auf 
dem Boden unseres Grundge-
setzes stehen.

Die Bundestagspolizei un-
tersteht dem Bundestagspräsi-
denten, aber sie ist in der Hier-
archie weit weg von der politi-
schen Führung des Parlaments.

Es muss der Frage nachgegan-
gen werden, ob die Durchlässig-
keit von Informationen gege-
ben ist. Es darf nicht sein, dass 
sich die Bundestagspolizei wo-
möglich verselbstständigt hat. 
An dieser Stelle passt eine alte 
grüne Forderung: Die Bundes-
tagspolizei braucht ein eigenes 
Polizeigesetz. Sie arbeitet bisher 
auf Grundlage von Artikel 40, 
Absatz 2 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit einer Dienst-
anweisung oder der Hausord-
nung. Bislang fehlt eine gesetz-
liche Regelung, welche Aufga-
ben und Befugnisse sie hat. Es 
müsste dann auch festgehalten 
werden, wie eine mögliche Spe-
zialeinheit aufgestellt ist.

Es scheint nicht mal klar zu 
sein, wie viele rechtsextreme 
Verdachtsfälle es offiziell gab. 
Und alle wurden recht schnell 
zu den Akten gelegt. Gibt es da 
ein Führungsproblem?

Die Polizeiführung muss 
sich in jedem Fall erklären. Es 
braucht eine Kultur, wo Hin-
weisen selbstverständlich und 
intensiv nachgegangen wird. 
Wenn Po li zis t*in nen Angst vor 
Konsequenzen haben, weil sie 
Verdachtsfälle melden, dann ist 
das auch ein Führungsproblem.

Wie sollten die einzelnen Po-
li zis t*in nen agieren?

Wenn sich jemand men-
schenfeindlich äußert, dann 
muss man sich einmischen. 
Nest be schmut ze r*in nen sind 
nicht die, die Fehlverhalten mel-
den, sondern die mit den verfas-
sungsfeindlichen Tendenzen. Es 
darf in unserem Haus keine Kul-
tur der Angst geben.
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Von Kersten Augustin  
und Sebastian Erb

N
achdem die taz 
rechtsextreme 
Vorfälle in der 
Bundestagspo-
lizei aufgedeckt 
hat, kündigt Bun-

destagspräsident Wolfgang 
Schäuble (CDU) Maßnahmen an. 
Künftig soll es eine Ansprech-
person geben, an die sich Mit-
ar bei te r*in nen vertraulich wen-
den und Hinweise auf extremis-
tische Vorfälle geben können. 
Zudem soll es verpflichtende 
Schulungen für Bun des tags-
po li zis t*in nen geben. Das war 
in der Vergangenheit nicht der 
Fall. Über die Maßnahmen hatte 
zuerst tagesschau.de berichtet.

Schäuble teilte auf Anfrage 
mit, den Verdachtsmomen-
ten werde nachgegangen, die 
Untersuchungen dauerten an. 
„Eine Vorverurteilung unse-
rer Polizistinnen und Polizis-
ten, die für die Sicherheit unse-
res Parlaments sorgen, ist fehl 
am Platze.“ Nach derzeitigem 
Stand habe sich keiner der Vor-
würfe als haltbar erwiesen. Auf 
konkrete Rückfragen zu den 
Verdachtsfällen ging die Pres-
sestelle nicht ein.

Die taz hatte vor einer Woche 
über mehrere rechtsextreme 
Vorfälle in der Polizei des Bun-
destags berichtet, sowie bei den 
Pförtnern, der externen Sicher-
heitsfirma Piepenbrock und in 
der Verwaltung des Parlaments. 
Am Sonntag hatte die Vizeprä-
sidentin des Bundestags, Clau-

dia Roth, im taz-Interview eine 
umfassende Untersuchung der 
Bundestagspolizei gefordert. 
Man könne „nicht mehr nur von 
Einzelfällen sprechen“.

Doch diese Haltung wird im 
Präsidium des Bundestags of-
fenbar nicht von allen Mitglie-
dern geteilt. Auf taz-Anfrage 
sagte Bundestagsvizepräsident 
Wolfgang Kubicki (FDP), er sehe 
eine verdachtsunabhängige Un-
tersuchung „als Liberaler natur-
gemäß skeptisch“. Auch die Vi-
zepräsidentin Dagmar Ziegler 
(SPD) lehnt eine umfassenden 
Untersuchung der Bundestags-
polizei vorerst ab. Solange es 
keine Anhaltspunkte für struk-
turelle Probleme gebe, „sollten 
wir davon ausgehen, dass es 
sich tatsächlich nur um Einzel-
fälle handelt“.

Doch die taz hatte nicht nur 
über Einzelfälle berichtet. In 
dienstlich genutzten Chatgrup-
pen wurden laut aktuellen und 
ehemaligen Bun des tags po li zis-
t*in nen regelmäßig rechtsex-
treme Inhalte verbreitet. Nach 
übereinstimmenden Schilde-
rungen sind diskriminierende 
Sprüche auch in Gesprächen 
während des Dienstes alltäglich.

Am Montag hat sich auch das 
Gremium der Sicherheitsbeauf-
tragten der Fraktionen mit dem 
Bericht der taz befasst. In die-
sem Gremium werden Abge-
ordnete aller Fraktionen regel-
mäßig über mögliche Bedro-
hungen informiert. Wie die taz 
erfuhr, kritisierten Mitglieder 
das Verhalten der für die Poli-
zei zuständigen Referatsleitung. 

Sie seien nicht informiert wor-
den, obwohl der Bundestagsver-
waltung seit April bekannt sei, 
dass die taz zu rechtsextremen 
Verdachtsfällen recherchiere. In 
der Runde bestätigte die Refe-
ratsleitung außerdem, dass die 
Bundestagspolizei insgesamt 
sieben Scharfschützengewehre 
besessen habe. Die Pressestelle 
hatte das gegenüber der taz zu-
nächst verneint. Das letzte Ge-
wehr wurde demnach erst kürz-
lich ausgemustert.

Am Donnerstag unterrichtete 
Bundestagspräsident Schäuble 
den Ältestenrat über die Vor-
kommnisse. Schäuble kündigte 
Gespräche mit Bundestagspoli-
zisten aller Dienstgrade an.

Wie die taz erfuhr, ist jener 
Kollege, der laut Aussage eines 
Kollegen im Pausenraum den 
Hitlergruß gezeigt haben soll, 
bereits vorher aufgefallen. Im 
vergangenen Sommer gab es 
eine disziplinarische Vorermitt-
lung, nachdem der Name des Be-
amten in einem Chat mit rechts-
extremen Inhalten aufgetaucht 
war. In beiden Fällen habe sich 
der Verdacht nicht bestätigt. Der 
Beamte hat bestritten, den Hit-
lergruß gezeigt zu haben.

Änderungen könnte es auch 
bei der rechtlichen Grundlage 
der Parlamentspolizei geben. 
Sowohl Kubicki als auch Ziegler 
unterstützen auf taz-Anfrage die 
Forderung von Roth nach einem 
Polizeigesetz. Bisher sind die Re-
geln für die Bundestagspolizei 
im Grundgesetz, in Dienstan-
weisungen und in der Hausord-
nung festgehalten.

Nach der taz-Recherche zu Rechtsextremismus bei der 
Bundestagspolizei kündigt Wolfgang Schäuble Maßnahmen an

Schäuble will mit 
Polizisten sprechen

Von Svenja Bergt

D
er Bundestag hat in der 
Nacht zu Freitag zwei Ge-
setze verabschiedet, die 
die Rechte von Ver brau che-

r:in nen stärken sollen. Dabei geht es 
zum einen um eine Update-Pflicht 
für IT-Geräte wie Smartphones, 
Notebooks oder vernetzte Alltagsge-
räte. Die Händler müssen demnach 
künftig dafür sorgen, dass die Kun-
d:in nen mit Updates versorgt wer-
den – wie lange, das ist allerdings 

nicht in dem Gesetz, das eine EU-
Richtlinie umsetzt, geregelt. So heißt 
es lediglich: „Die Update-Verpflich-
tung besteht so lange, wie es der Ver-
brauchererwartung entspricht.“ Die-
ser Punkt wird also voraussichtlich 
vor Gericht entschieden werden.

Die zweite Neuregelung betrifft 
die Laufzeit von Verträgen. In vie-
len Bereichen wie Internet und Mo-
bilfunk, aber auch bei Fitnessstudios 
sind Laufzeiten von zwei Jahren mit 
einer Verlängerung um ein Jahr nicht 
selten. Künftig darf die Erstlaufzeit 

eines Vertrags weiterhin zwei Jahre 
betragen – danach muss er aber mo-
natlich kündbar sein. Außerdem ist 
ein sogenannter Kündigungsbutton 
vorgesehen. Ver brau che r:in nen sol-
len damit auf der Webseite des Ver-
tragspartners nicht mehr lange nach 
Kontaktdaten für eine Kündigungs-
möglichkeit suchen müssen.

Ver brau cher schüt ze r:in nen be-
grüßten die Neuregelungen. „Was 
jetzt verabschiedet wurde, ist schon 
ganz gut“, sagt Dietlinde Bleh, Refe-
rentin für Vertragsrecht beim Ver-

braucherzentrale Bundesverband 
(vzbv). Es gebe jedoch an einigen 
Stellen Nachbesserungsbedarf. So 
wäre es aus Verbrauchersicht nötig, 
schon die erste Laufzeit eines Ver-
trags auf 12 Monate zu begrenzen. 
Für den Punkt Update-Pflicht kri-
tisiert Bleh, dass der Anspruch der 
Kun d:in nen lediglich gegenüber 
dem Händler besteht: „Wir brau-
chen zusätzlich einen Anspruch ge-
genüber dem Hersteller.“ Schließlich 
sei letztlich er es, der die Updates be-
reitstellen müsse.

Update-Pflicht und schnellere Kündigung per Gesetz

die drei fragezeichen
„Die Ungerech-
tig keiten sind 
nicht weg“

Außen sauber, 
drunter 
extrem? Dem 
Verdacht 
gegenüber 
Polizisten des 
Bundestags 
wird nun 
nach-
gegangen    
Foto: Michael 
Kappeler/dpa/
picture alliance

Ber li ne r*in nen haben nach Angaben der Initiative Deutsche Wohnen und Co. 
Enteignen vom Freitag in den vergangenen vier Monaten für einen 
entsprechenden Volksentscheid unterschrieben. Damit dürfte dieser parallel zur 
Bundestags- und Abgeordnetenhauswahl am 26. September stattfinden
Quelle: Initiative 343.591

1 Herr Frey, Eltern 
fürchten, dass es ab 
Herbst wieder Distanz-
unterricht gibt. Laut 

Ihrer neuen Studie war der 
im Frühjahr 2020 so effek-
tiv wie Sommerferien – 
weltweit. Klingt drastisch.
Andreas Frey: Bei unseren 
Ergebnissen handelt es sich 
um Durchschnittswerte. 
Der Distanzunterricht 
ist nicht auf weiter Front 
gescheitert, aber eben für 
einige. Und da so richtig.

2 Woran lag’s?
Ich nehme an, 
dass drei Faktoren 
ausschlaggebend 

sind: Einmal, dass sich die 
Schülerinnen und Schü-
ler während dieser Zeit 
deutlich weniger mit Lern-
aktivitäten beschäftigt ha-
ben als vor dem Lockdown. 
Das Münchner ifo-Institut 
hat zum Beispiel heraus-
gefunden, dass die Schü le-
r*in nen nur 48 Prozent der 
Lernzeit im Vergleich zu 
Präsenz zeiten investiert ha-
ben. Zum zweiten, dass der 
Distanzunterricht ad hoc 
angeboten werden musste 
und dass zumindest in der 
Anfangszeit die Unterrichts-
konzepte noch nicht opti-
miert waren. Und der dritte 
Punkt: Wenn Schülerinnen 
und Schüler schon vor der 
Pandemie aufgrund sozialer 
Ungleichheiten im Lernen 
beeinträchtigt waren, dann 
wurde das für viele mit dem 
Distanzunterricht noch mal 
schlimmer.

3 Die Bundesregie-
rung macht 2 Mil-
liar den Euro locker, 
um Lernrückstände 

und die psychosozialen 
Folgen der Pandemie ab-
zufedern. Reicht das?
Für das kommende 
Schuljahr ist es erst mal 
ausreichend, aber die Frage 
ist: Was passiert danach? 
Denn selbst wenn die Pan-
demie dann vorbei ist, sind 
die sozialen Ungerechtig-
keiten in der Schule nicht 
weg. Es wäre wünschens-
wert, wenn dann Mittel 
für die Weiterführung 
erfolgreicher Initiativen 
zur  Verfügung stünden. 
 Interview:  
 Franziska Schindler

Andreas Frey 
ist Professor 

für Pädagogi-
sche Psy cho-

logie an der 
Universität 

Frankfurt und 
der Universität 

Oslo.
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Von Heike Holdinghausen

M
ehr geschützte Flächen wie Streu-
obstwiesen oder Weiden, weniger 
Beleuchtungen im Nachthimmel 
und strengere Vorgaben für den 

Einsatz von Insekten- und Pflanzengiften: Am 
Freitag hat der Bundesrat das am Donnerstag-
abend vom Bundestag beschlossene Maßnah-
menpaket für den besseren Schutz von Insek-
ten beschlossen. Es schreibt vor, dass in Schutz-
gebieten weniger Ackergifte eingesetzt werden 
dürfen; auch dürfen nahe an Gewässern keine 
Gifte oder Dünger mehr ausgebracht werden. 
Landwirt:innen, die wegen der Maßnahmen 
weniger ernten, sollen Ausgleichszahlungen 
erhalten.

Bezüglich der Zukunft des umstrittenen 
Pflanzengiftes Glyphosat verlässt sich die 
Bundesregierung auf die Entscheidungen 
der EU. Zwar enthält die „Pflanzenschutzan-
wendungsverordnung“, die Teil des beschlos-
senen Insektenschutzpaketes ist, Artikel zum 
Verbot des Herbizids. Zunächst darf es in pri-
vaten Gärten und Parks nicht mehr angewen-
det werden, ab Anfang 2024 greift schließlich 
ein weites Anwendungsverbot. Allerdings ver-
weist die Verordnung an mehreren Stellen auf 
die anstehende Neuzulassung der EU. Bis Ende 
2022 wird Brüssel darüber entscheiden, ob das 
Mittel aus dem Hause Bayer eine erneute Zu-
lassung bekommt. „Sollten sich in diesem Zu-
sammenhang Änderungen der Dauer der Wirk-
stoffgenehmigung ergeben, ist das Datum des 
vollständigen Anwendungsverbots gegebenen-
falls anzupassen“, heißt es in der Verordnung.

Das Insektenschutzprogramm war ein wich-
tiges Vorhaben der Großen Koalition und in der 
gesamten Legislaturperiode ein heftiger Streit-
punkt zwischen dem SPD-geführten Umwelt- 
und dem CDU-geführten Landwirtschaftsmi-
nisterium.

Die Umweltverbände zeigten sich von dem 
erreichten Kompromiss am Freitag enttäuscht. 
„Die Änderungen zum Insektenschutz sind 
nicht mehr als ein erster kleiner Schritt in die 
richtige Richtung“, sagt Christine Vogt, Land-
wirtschaftsreferentin des Umweltinstituts in 
München, „um eine tatsächliche Trendwende 
beim Insektensterben einzuleiten, werden sie 
bei Weitem nicht genügen.“

Mehr Ss und Brmm
Bundestag und Bundesrat 
beschließen Insektenschutzgesetz

Von Barbara Dribbusch

N
ach dem Urteil des Bundesarbeits-
gerichts zur „24-Stunden-Pflege“ 
herrscht in Pflegehaushalten Verun-
sicherung. „Wir rechnen mit vielen 

Anfragen“, sagt Ulrike Kempchen, Leiterin der 
Rechtsabteilung beim Biva-Pflegeschutzbund. 
Das Gericht urteilte, dass in einen Privathaus-
halt entsandte ausländische Betreuungskräfte 
auch für die Bereitschaftszeiten Anspruch auf 
den gesetzlichen Mindestlohn haben. Eine 
über eine Münchner Agentur vermittelte Be-
treuungskraft hatte ihre bulgarische Zeitar-
beitsfirma auf Lohnnachzahlung verklagt.

Das Grundsatzurteil gilt nur für entsandte 
Arbeitnehmerinnen. Frederic Seebohm, Ge-
schäftsführer des Bundesverbandes für häusli-
che Betreuung und Pflege (VHBP), sagte der taz, 
die Agenturen in seinem Verband vermittelten 
entsandte „arbeitnehmerähnliche“ freie Mit-
arbeiterinnen mit Sozialversicherungsschutz 
aus Polen oder freie Gewerbetreibende. „Diese 
fallen nicht unter die Arbeitszeitregelungen, 
auf die sich das Bundesarbeitsgericht bezieht“, 
sagt Seebohm.

Kempchen sagte, ein Kunde könne als Laie 
aus den Verträgen unter Umständen gar nicht 
erkennen, ob eine entsandte Betreuungskraft 
selbständig sei oder Arbeitnehmerin.

Geschätzt 90 Prozent der Beschäftigungs-
verhältnisse in der häuslichen Betreuung seien 
heute schon illegal, so Seebohm. Bezahlt wird 
dabei in bar oder die Betreuerin in Teilzeit an-
gestellt, obwohl sie in Wirklichkeit viel länger 
arbeitet. In schätzungsweise 300.000 Haushal-
ten arbeiten ausländische Pflegekräfte.

Schwierige Pflege

Sebastian
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E
in- und Ausgänge des 
riesigen Einkaufs-
zentrums am Rande 
der Moskauer Innen-
stadt sind von städ-
tischen Sicherheits-

beamten besetzt – seit mehr als 
zwei Wochen schon. Sie sollen 
Besucher dazu mahnen, Hygie-
neregeln einzuhalten, will hei-
ßen, einen Mund- und Nasen-
schutz zu tragen. Die Wege ins 
Einkaufszentrum wurden über-
dies eingezäunt, damit der Zu-
strom überschaubar bleibt und 
nicht vom Weg abkommt.

Oksana trägt eine schwarze 
Maske, sie wahrt auch die an-
derthalb Meter Abstand. Die 
Vierzigjährige gesteht, dass sie 
sich noch nicht habe impfen 
lassen. „Wer sich vorsichtig ver-
hält, schützt sich gegen Corona“, 
sagt sie. Sie könnte sich auch im 
Zentrum impfen lassen, drei-
ßig neue Anlaufstellen wurden 
in Russlands Hauptstadt in den 
letzten Tagen neu eröffnet. Ok-
sana stammt aus einer Arztfa-
milie und hat Dutzende Ge-
schichten parat, warum auch 
das Impfen keine Garantie ge-
gen Ansteckung bietet. „Über-
haupt sei der Stoff – Sputnik V 
– noch nicht richtig erprobt“, 
meint sie leise.

Kremlchef Wladimir Putin 
versteht diese Einstellung nicht. 
Selbst in seinem Bekannten-
kreis gebe es Leute, die sich nicht 
hätten impfen lassen. Merkwür-
dig, sagte er diese Woche in ei-
ner Videobotschaft, „Leute mit 
wissenschaftlichen Qualifika-
tionen und guter Bildung“. Das 
Misstrauen gegenüber den eige-
nen Impfstoffen ist groß. Mitt-
lerweile verfügt Moskau über 
fünf davon – darunter seit Au-
gust 2020 den Erstling Sput-
nik  V. Ausländische Vakzine 
sind nicht zugelassen. Bislang 
hat sich erst ein Drittel der Be-
völkerung impfen lassen.

 Wladimir Putin trägt an den 
Vorbehalten Mitschuld. Er ließ 
sich erst im März impfen und 
tat dies im Verborgenen. Hat er 
es wirklich getan, fragten viele 
daraufhin. Zweifel halten bis 
heute an.

Corona hat Russland inzwi-
schen fest im Griff. Die russi-
sche Regierung geht bislang 
von mehr als 226.000 Toten aus, 
die Statistikbehörde kommt für 
den Zeitraum von Januar 2020 
bis August 2021 auf mehr als 
400.000 Covidtote. Der unab-

hängige Statistiker Aleksei Rak-
scha schätzt, dass die Übersterb-
lichkeit bald die 800.000-Marke 
erreichen könnte. Am Freitag 
wurde zum sechsten Mal hin-
tereinander eine Sterberate 
von mehr als 1.000 Toten und 
34.000 Neuinfizierten täglich 
gemeldet. 96 Prozent der Co-
ronabetten in Krankenhäusern 
sind zudem belegt.

Vom 28. Oktober bis zum 
7. November rief  Putin für das 
ganze Land arbeitsfreie Tage 
aus. Den Regionen steht jedoch 
frei, die Regelungen eigenen Er-
fordernissen anzupassen. Ohne-
hin feiert Russland den 4. No-
vember als arbeitsfreien Tag 
der „Volkseinheit“. Viele Urlau-
ber wollen die Zeit nutzen, um 
im Süden auszuspannen. Flug-
buchungen sind sprunghaft 
angestiegen. Schon im Vorjahr 
führte das zu einem Infektions-
anstieg. Moskaus Bürgermeister 
rät daher zu einem verlängerten 
Aufenthalt auf der Datscha.

In Moskau sind ab 28. Oktober 
Einkaufszentren, Kinos und Fit-
nessclubs geschlossen. Apothe-
ken und Supermärkte bleiben 
offen. Museen und Theater kön-
nen zwar weiterarbeiten, jedoch 
mit reduzierter Zuschauerzahl. 
Auch Schulen und Kindergärten 
unterliegen dem Lockdown.

Trotz allem ist Corona kein 
zentrales Thema in Russland. 
Die Menschen machen eher 
den Eindruck, als begegneten sie 
dem Virus fatalistisch. „Wenn Du 
angesteckt wirst, sollte es viel-
leicht so sein“, sagt Oksana ach-
selzuckend. Vermutlich wür-
den auch Masken bald wieder 
nur als lässiger Kinnschutz ge-
tragen, lacht sie.

Grundsätzlich hat die russi-
sche Gesellschaft ein entspann-
teres Verhältnis zum Tod. Viele 
stürben ja auch im Verkehr oder 
an Alkoholmissbrauch, gibt der 
Soziologe Lew Gudkow vom Le-
wada-Zentrum zu bedenken. 
Auch wenn viele zum Impfen 
bereit seien, „sie beeilen sich 
nicht“. Das lockere Verhältnis 
zum Tod sei auch eine soziale 
Frage. Gerade Ärmere gäben 
sich gegenüber Krankheit und 
Tod eher gleichgültig, meint 
der Soziologe. Nachdenklich 
stimmt auch das Misstrauen vie-
ler junger  und gut ausgebildeter 
Frauen, die auf ihre Gesundheit 
achten, gegenüber der Obrig-
keit: Sie lehnen die Impfung ab.
meinung + diskussion 14

Aus Moskau Klaus-Helge Donath

Sarg für die 
Bestattung 
eines Covid-
toten in 
Nischni 
Nowgorod 
Foto: Roman 
Yarovitcyn/ap

D
ie Bundestagsverwal-
tung geht gegen meh-
rere Po li zis t:in nen der 
Bundestagspolizei 

vor. Das ist eine Konsequenz 
aus taz-Recherchen. Ein Spre-
cher des Bundestages sagte, 
man habe „umfangreiche Er-
mittlungen und Befragungen“ 
von aktiven und ehemaligen 
Po li zis t:in nen durchgeführt. 
Es habe Einzelgespräche mit 
200 Personen gegeben. Darauf-
hin seien „in einzelnen Fällen“ 
Disziplinarverfahren eingelei-
tet worden. Eine Zahl wollte der 
Sprecher nicht nennen, auch 
nicht, um welche Vorwürfe es 
sich handelt.

Im Juni berichtete die taz 
über rechtsextreme Vorfälle 
bei der Polizei, die für den 
Schutz des Bundestages zu-
ständig ist. Ein Polizist hat 
sich in einer Reichsbürgerpar-
tei engagiert, die das Grundge-
setz ablehnt. Ein anderer hat 
zu einer „Querdenken“-Demo 
aufgerufen, ein dritter soll in 
einem Pausenraum den Hit-
lergruß gezeigt haben, was 
er bestreitet. In dienstlich ge-
nutzten Chatgruppen wurden 

laut Bun des tags po li zis t:in nen 
rechtsextreme Inhalte verbrei-
tet. Diskriminierende Sprüche 
sollen in Gesprächen während 
des Dienstes alltäglich gewe-
sen sein.

Wie im Juni angekündigt, 
hat der scheidende Bun-
destagspräsident Wolfgang 
Schäuble (CDU) inzwischen ein 
ausführliches Gespräch mit 
Bun des tags po li zis t:in nen aller 
Dienstgrade geführt. Ebenso 
wurden Fortbildungen zum 
Thema Extremismus durch-
geführt. Es sei vorgesehen, 
dass nicht nur Polizist:innen, 
sondern alle Beschäftigten der 
Bundestagsverwaltung an ent-
sprechenden Schulungen teil-
nehmen.

Inzwischen gibt es im Bun-
destag auch eine Ansprechper-
son, an die sich Mit ar bei te r*in-
nen vertraulich wenden und 
Hinweise auf extremistische 
Vorfälle geben können. 

Nach der Presseanfrage der 
taz wurden auch die Sicher-
heitsbeauftragten der Fraktio-
nen über diesen neuen Stand 
informiert.  Kersten Augustin, 
 Sebastian Erb

nachgehakt
200 Gespräche

Lieber tot als einen 
Schuss mit Sputnik
In Russland explodieren die Coronazahlen. Derzeit sind täglich über 1.000 Tote 
zu beklagen. Viele sind ungeimpft, weil sie heimischen Vakzinen nicht trauen

Nach einer taz-Recherche gibt es umfangreiche 
Ermittlungen bei der Polizei im Bundestag

Anzeige

Nicht
noch mehr
Militär!
Jetzt Zivilen

Friedensdienst
stärken!

Sehr geehrte Frau Baerbock,
sehr geehrter Herr Scholz,

sehr geehrter Herr Lindner, ...

...mit der Machtübernahme der Taliban nach dem Abzug der internationalen Truppen
aus Afghanistan ist unbestritten: Der zwanzigjährige Militäreinsatz ist gescheitert. Angesichts
dieser verheerenden Bilanz erwarten wir von der neuen Bundesregierung ein Umdenken
in der Friedens- und Sicherheitspolitik. Noch mehr Militär scha!t weder Sicherheit für die
Menschen noch Frieden und Demokratie.

Doch wir brauchen dringendmehr zivile Friedenskräfte! Die Klimakrise und die Corona-
Pandemiewerden in den nächstenMonaten und Jahren vielerorts weitere Kon"ikte verschärfen.

Darum fordern wir Sie auf: Stärken Sie Deutschlands Beiträge zur zivilen Kon"iktbearbeitung,
bauen Sie den Zivilen Friedensdienst aus!
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F
ünf Seiten lang ist der Fra-
gebogen, ganz oben auf 
der Seite prangt der Bun-
desadler. Die Überschrift 
lautet: „Verwaltungsermitt-
lungen zum Pressebericht 

der Tageszeitung (taz)“. Alle Po li zis t:in-
nen des Bundestags mussten einzeln 
zum Gespräch erscheinen und 15 Fra-
gen beantworten. Fragen wie: „Existie-
ren Chatgruppen der Kolleginnen und 
Kollegen?“ oder: „Haben Sie davon ge-
hört, dass jemand den Hitlergruß ge-
zeigt hat?“

Im Juli 2021 hatte die taz eine Re-
cherche über Rechtsextremismus bei 
der Bundestagspolizei veröffentlicht. 
Es ging um einen Reichsbürger in 
Uniform, einen Hitlergruß im Reichs-
tag und rassistische Aussagen in Chat-
gruppen. Der damalige Bundestags-
präsident Wolfgang Schäuble kündigte 
daraufhin an, den Vorwürfen nachzu-
gehen. Mehr als 200 Be am t:in nen wur-
den seitdem befragt, darunter sogar 
30 ehemalige. Das ist ein ungewöhn-
lich großer Aufwand. Hat die Bundes-
tagsverwaltung die Tragweite des Pro-
blems also erkannt?

Wer den Fragebogen und die Ergeb-
nisse der internen Ermittlungen ge-
nauer betrachtet, bekommt Zweifel. 
Und auch eine aktuelle Personalie zeigt, 
dass es offenbar wenig Interesse daran 
gibt, sich wirklich mit der Problema-
tik auseinanderzusetzen. Neuer Leiter 
des Sicherheitsreferats und damit Vor-
gesetzter aller Po li zis t:in nen im Bun-
destag wurde nun ausgerechnet ein Be-
amter, der politisch selbst weit rechts 
verortet ist.

Öffentlich würde die Verwaltung 
des Bundestags die Sache am liebsten 
totschweigen. Die Pressestelle teilt le-
diglich mit, dass die internen Ermitt-
lungen inzwischen weitestgehend ab-
geschlossen seien. Zu eingeleiteten Dis-
ziplinarverfahren wolle man nichts 
sagen – Datenschutz.

Doch was die internen Er mitt le r:in-
nen nach taz-Informationen zusam-
mengetragen haben, zeigt, dass es ein 
Problem gibt: Es wurden fünf Diszip-
linarverfahren gegen Bun des tags po-
li zis t:in nen eröffnet. Bei zwei der be-
troffenen Beamten sind die Vorwürfe 
so schwerwiegend, dass sie vom Dienst 
suspendiert sind. Dabei handelt es sich 

um zwei von der taz recherchierte Fälle: 
einen Polizisten, der Mitglied einer 
Reichsbürgerpartei war, und einen Be-
amten, der im Reichstag den Hitlergruß 
gezeigt haben soll. Gegen diesen hat 
die Berliner Staatsanwaltschaft nach 
taz-Informationen ein Ermittlungs-
verfahren eingeleitet. Zudem wird ein 
Pförtner eines externen Sicherheits-
dienstes, der am Westeingang saß und 
rassistisch aufgefallen ist, nicht mehr 
im Bundestag eingesetzt.

Bei der internen Ermittlung berich-
teten zudem mehrere Befragte von 
rassistischen und rechtsextremen 
Äußerungen und Handlungen von 
Bundestagspolizist:innen. Außerdem 
von homophoben Äußerungen, in ei-
nem Fall von der Androhung von Schlä-
gen.

In der Bundestagsverwaltung scheint 
man der Auffassung zu sein, dass mit 
der Identifizierung von vermeintlichen 
Einzelfällen das Problem erledigt ist. 
„Pauschale Unterstellungen“, heißt es 
in einem Vermerk, „sind auch im Ergeb-
nis der Verwaltungsermittlungen nicht 
angebracht.“

Doch so einfach ist die Sache nicht.
Im vergangenen Sommer hatte die 

damalige Vizepräsidentin des Bundes-
tags, Claudia Roth, in der taz eine ex-

terne Untersuchung der Bundestags-
polizei gefordert. Doch man entschied 
sich für eine interne Aufarbeitung. Der 
Fragebogen, mit dem die Po li zis t:in nen 
befragt wurden, liegt der taz vor. Die 
Be am t:in nen wurden teils sehr sugges-
tiv befragt. Auf: „Haben Sie beobachtet, 
wie ein Beamter den Hitlergruß gezeigt 
hat?“ folgt die Nachfrage: „Eventuell im 
Rahmen von Imitation, Rumalbern?“ 
Andere Fragen sind so allgemein for-
muliert, dass darauf keine sinnvol-
len Antworten zu erwarten sind. Etwa: 
„Sind Ihnen sonst rassistische/rechts-
extreme/verfassungsfeindliche Hand-

lungen oder Äußerungen aufgefallen 
oder haben Sie davon gehört?“

Es ist vor diesem Hintergrund nicht 
überraschend, dass alle Befragten aus-
sagen, dass es keine problematischen 
Inhalte in Polizei-Chatgruppen gege-
ben habe. Eingehend überprüft wurde 
das nicht.

Die Verantwortlichen interessierten 
sich besonders dafür, wer die taz über 
rechtsextreme Vorfälle bei der Polizei 
informiert hat. 3 von 15 Fragen drehen 
sich darum: „Haben Sie mit der taz ge-
sprochen?“, „Haben Sie Namen/perso-
nenbezogene Daten an die taz oder an 
Dritte herausgegeben?“ Mit der letzten 
Frage werden die Be am t:in nen dann so-
gar implizit dazu aufgefordert, mögli-
che Whistleblower zu melden: „Haben 
Sie eine Erklärung dafür, wie die Daten 
nach außen gelangt sind?“

Statt Po li zis t:in nen darin zu ermu-
tigen, gegen Diskriminierung einzu-
stehen, entsteht der gegenteilige Ein-
druck: Die Aufklärung der Vorfälle ist 
unerwünscht. Die Pressestelle betont, 
dass nach der taz-Veröffentlichung eine 
interne Vertrauensperson für Bundes-
tagsmitarbeitende bestimmt wurde.

Dass es in der Bundestagsverwal-
tung jedoch weiterhin an Sensibilität 
mangelt, zeigt auch die schon erwähnte 

Personalentscheidung: Das Referat ZR3, 
das für die Sicherheit im Parlament zu-
ständig ist, hat seit Anfang Dezember 
einen neuen Leiter. Dieser ist laut ei-
ner internen Beschreibung zuständig 
für die „Unterstützung der Präsidentin 
bei der Ausübung der Polizeigewalt und 
des Hausrechts“, er soll auch Abgeord-
nete in Sicherheitsfragen beraten.

Der Jurist Norman P. ist Anfang 50 
und arbeitet seit vielen Jahren in der 
Bundestagsverwaltung, zuletzt lei-
tete er ein Personalreferat. Nun ist er 
nicht nur für die Polizei im Bundes-
tag verantwortlich, sondern auch für 

die Beamt:innen, die an den Pforten 
entscheiden, wer das Gebäude betre-
ten darf.

Doch ist Norman P. geeignet, die 
Bundestagspolizei nach einem Rechts-
extremismusskandal zu führen?

Recherchen der taz ergeben, dass 
Norman P. Mitglied der Berliner Bur-
schenschaft Gothia ist. Gothia ist eine 
politisch weit rechts stehende Verbin-
dung. Sie ist Teil des Dachverbands 
Deutsche Burschenschaft, den andere 
Verbindungen verlassen haben, nach-
dem extrem Rechte das Ruder über-
nahmen. Ins Gothia-Haus wurden un-
ter anderem der Holocaustleugner 
Horst Mahler und mehrfach Referen-
ten des Instituts für Staatspolitik ein-
geladen, das heute vom Verfassungs-
schutz beobachtet wird. Eine Reihe von 
Mitgliedern sind durch eine Nähe zur 
völkischen Identitären Bewegung auf-
gefallen, es gibt personelle Überschnei-
dungen mit der AfD. Norman P. war 
nicht nur während seiner Studienzeit 
bei der Gothia aktiv. Er lebt das Prin-
zip der Burschenschaft als Bund fürs 
Leben. Noch 2020 nahm er nach taz-
Recherchen an einem Altherrentreffen 
der Burschenschaft teil und wurde als 
Kassenprüfer wiedergewählt.

Norman P.s Burschenschaftsengage-
ment ist auch deshalb problematisch, 
weil er Teil eines Netzwerkes von Go-
thia-Mitgliedern in der Bundestags-
verwaltung ist. Bereits im vergange-
nen Jahr hatte die taz unter anderem 
über einen Burschenschaftler berich-
tet, der beim Besucherdienst des Bun-
destags arbeitet. Wie Norman P. ist 
auch dieser Mann Oberstleutnant der 
Reserve und zudem Funktionär einer 
Berliner Reservistenkameradschaft, in 
der vor allem Gothia-Leute organisiert 
sind; er hat Norman P. auch schon mal 
zum Schießen eingeladen. Auf Face-
book ist der Besucherdienstmitarbeiter 
der Gruppe „Wir Deutsche rufen Georg 
Friedrich von Preußen zum Deutschen 
König aus“ beigetreten.

Im Jahr 2013 wurde der damalige 
Berliner Staatssekretär Michael Büge 
(CDU) entlassen, nachdem bekannt 
wurde, dass er Mitglied von Gothia ist.

Norman P. war früher auch politisch 
aktiv. Bei der Bundestagswahl 1998 kan-
didierte er zusammen mit zwei seiner 
Bundesbrüder für die rechtspopulisti-
sche Splitterpartei Bund Freier Bürger 

(BFB), einer Art AfD-Vorläuferin, eu-
roskeptisch, flüchtlingsfeindlich und 
nationalistisch. Wenige Tage vor dem 
Wahltermin veranstaltete der BFB eine 
Demonstration gegen das Holocaust-
Mahnmal in Berlin.

Diese Ereignisse sind mehr als 
20 Jahre her, und es ist möglich, dass 
P. seine politischen Einstellungen seit-
dem geändert hat. Aber er ist für die 
taz nicht zu sprechen. „Wir sehen der-
zeit keinen Anlass für ein persönliches 
Gespräch mit dem neuen Leiter des Re-
ferats“, teilt die Pressestelle des Bundes-
tags mit. Als wir Norman P. anrufen, be-
endet er das Gespräch sofort.

Wie bewertet er heute sein Engage-
ment beim Bund Freier Bürger? Be-
einträchtigt sein Engagement für die 
Burschenschaft Gothia die Aufklä-
rung bei der Bundestagspolizei? Auf 
diese schriftlichen Fragen antworte-
ten weder Norman P. noch die Presse-
stelle des Bundestags. Nach der taz-An-
frage wurde Norman P. zunächst kalt-
gestellt. „Mit Zustimmung des Beamten 
wird er bis zur Klärung des Sachver-
halts seine Aufgaben nicht wahrneh-
men“, teilte die Pressestelle mit. Damit 
sei aber ausdrücklich keine Vorverur-
teilung verbunden. Die in den Fragen 
mitgeteilten Informationen zum Hin-
tergrund der Person seien der Bundes-
tagsverwaltung bisher nicht bekannt.

Wieso hat keiner hingeschaut, wer 
die Stelle als Referatsleiter für Polizei 
und Sicherungsaufgaben bekommt? 
Diese Frage muss sich auch die neue 
Bundestagspräsidentin, Bärbel Bas, 
gefallen lassen. Die SPD-Politikerin ist 
nicht nur politisch verantwortlich für 
die Bundestagspolizei, ihr Amtsantritt 
zog auch eine Personalrochade in der 
Parlamentsverwaltung nach sich. „Die-
ses Haus sortiert gern nach Farben“, 
heißt es in der Verwaltung. Das bedeu-
tet: Wenn das Parteibuch der Präsiden-
tin von Schwarz zu Rot wechselt, hat das 
Einfluss  auf Leitungspositionen unten 
in der Hierarchie. Der überraschende 
Wahlsieg der SPD führte dazu, dass ein 
SPDler, der im Sommer die Arbeit als 
neuer Referatsleiter der Polizei ange-
treten hatte, nun das Büro der Bundes-
tagspräsidentin leitet. Am Ende wurde 
der CDU-Mann Norman P. Leiter des Si-
cherheitsreferats. Bundestagspräsiden-
tin Bas selbst wollte sich nicht zu der 
Angelegenheit äußern.

Bei der internen Ermittlung 
berichteten Befragte von 
rassistischen und rechts-
extremen Äußerungen von 
Bun des tags po li zis t:in nen
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zwei Degen als 

Symbol für 
eine Studen-

tenverbindung: 
Könnte so das 
neue Emblem 

aussehen?   
Illustration: 

Oliver Sperl
Nach einer taz-Recherche zu Rechtsextremismus bei  
der Bundestagspolizei wurde Aufklärung versprochen.  
Jetzt gibt es einen neuen Sicherheitschef im Parlament.  
Und der steht politisch selbst rechts außen

Aus Berlin Kersten Augustin und Sebastian Erb

15 Fragen, 
kaum 
Antworten
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Gruppe wollte Lauterbach entführen 
– nun ermittelt Bundesanwaltschaft
Von Konrad Litschko

Sie sollen versucht haben, die Stromversorgung 
zu kappen, einen Bürgerkrieg zu provozieren 
und Bundesgesundheitsminister Karl Lauter-
bach zu entführen. Bereits am 13. April waren 
deshalb vier Männer verhaftet worden, die sich 
zuvor in Telegramgruppen wie „Vereinte Patrio-
ten“ austauschten. Am Dienstag nun übernahm 
die Bundesanwaltschaft den Fall.

Es hätten sich „zureichende Anhaltspunkte“ 
ergeben, dass die Beschuldigten eine terroris-
tische Vereinigung gegründet hätten, teilte die 
Behörde mit. Die Gruppe habe sich zum Ziel ge-
setzt, die Bundesregierung und parlamenta-
rische Demokratie zu stürzen. Hierzu war ge-
plant, mit Angriffen auf Stromversorger einen 
länger andauernden bundesweiten Stromaus-
fall herbeizuführen. Für die Entführung von 
Lauterbach sei auch die Tötung von dessen Per-
sonenschützern in Betracht gezogen worden.

Als Anführer der Gruppe werden der Bran-
denburger Sven B. und der Rheinland-Pfälzer 
Thomas O. beschuldigt. Beide standen dem 
Reichsbürger- und Coronaleugnermilieu nahe 
und sollen in mehreren Telegramgruppen um 
Unterstützer geworben haben. Sie hätten auch 
bereits versucht, Waffen und Sprengstoff zu be-
sorgen. Nach einem Waffenverkauf, der von Er-
mittlern fingiert wurde, erfolgte die Festnahme. 
Beschlagnahmt wurden dabei 14 Lang- und 7 
Kurzwaffen, bei Sven B. fand sich eine Kalasch-
nikow. Zudem stießen die Ermittler auf 8.900 
Euro Bargeld, Goldbarren und Silbermünzen 
sowie Devisen von gut 10.000 Euro. Zu dem Fall 
hatte zunächst die Generalstaatsanwaltschaft 
Koblenz ermittelt.

Karlsruhe zieht 
Terrorfall an sich

Die weitrei-
chenden 

Befugnisse des 
bayerischen 

Verfassungs-
schutzes 

verstoßen 
teilweise gegen 

Grundrechte 
Fo to: Peter 
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Spargelbäuerinnen und -bauern in 
Mecklenburg-Vorpommern können 
dieses Jahr eine durchschnittliche 
Ernte erwarten. Die Spargel gehen 
dank ausreichender Niederschläge 
im Spätsommer und Frühherbst 
gestärkt in einen Neuaustrieb. 
Geerntet werden sie von 
Saisonarbeitenden aus Bulgarien, 
Polen und Rumänien. Das Wetter ist 
dann vermutlich das Beste an ihren 
Arbeitsbedingungen. Auf dem Feld in 
Wismar ist es aktuell überwiegend 
sonnig, die Höchsttemperatur beträgt 
14 Grad.

durchschnittsspargelwetter

Aus Karlsruhe Christian Rath

Weite Teile des 2016 novellier-
ten Gesetzes über den bayeri-
schen Verfassungsschutz ver-
stoßen gegen das Grundge-
setz. Das stellte am Dienstag 
das Bundesverfassungsgericht 
fest. Allerdings bleiben fast alle 
beanstandeten Paragrafen bis 
Juli 2023 in Kraft und der Mün-
chener Landtag kann bis dahin 
nachbessern. Insgesamt bean-
standeten die Ver fas sungs rich-
te r:in nen 16 Normen des baye-
rischen Gesetzes.

Der Verfassungsschutz hat als 
Inlandsgeheimdienst die Auf-
gabe, Bestrebungen gegen die 
freiheitliche Demokratie früh-
zeitig zu entdecken und öffent-
lich anzuprangern. Es gibt je 
eine eigene Verfassungsschutz-
behörde auf Bundesebene und 
in den Bundesländern. Der Bay-
erische Verfassungsschutz hatte 

seit einer Reform 2016 beson-
ders weitgehende Befugnisse, 
etwa das Recht, Wohnungen 
mithilfe von Wanzen zu über-
wachen.

Mit Unterstützung der Gesell-
schaft für Freiheitsrechte (GFF) 
klagten drei bayerische Linke 
gegen alle Bestimmungen der 

Reform von 2016. Der Erste Se-
nat des Bundesverfassungsge-
richts nahm die Klage dankbar 
zum Anlass, um ein 132-seitiges 
Grundsatzurteil über heimli-
che Ermittlungsmaßnahmen 
der Verfassungsschutzbehör-

den auszuarbeiten. Ein ähnli-
ches Urteil für die Polizeibehör-
den gab es bereits 2016 mit der 
Karlsruher Entscheidung zum 
BKA-Gesetz.

Die Rich te r:in nen stellten 
nun klar, dass für den Verfas-
sungsschutz andere Anforde-
rungen gelten als für die Poli-
zei. Während die Polizei in der 
Regel erst bei einer konkreten 
Gefahr in Grundrechte eingrei-
fen darf, ist die Schwelle beim 
Verfassungsschutz niedriger, 
da er weniger handfeste Befug-
nisse hat. So darf der Verfas-
sungsschutz weder Wohnun-
gen durchsuchen noch Perso-
nen festnehmen.

Für heimliche Ermittlungs-
maßnahmen ist nun statt einer 
Gefahr nur ein „hinreichender 
verfassungsschutzspezifischer 
Aufklärungsbedarf“ erforder-
lich, so die Richter:innen. Was 
das konkret bedeutet, wird in 

Für den 
Verfassungsschutz 
gelten andere 
Anforderungen als 
für die Polizei

Eine interne Lösung

Von Kersten Augustin  
und Sebastian Erb

Der Bundestag hat einen neuen 
Sicherheitschef. Zum 1. März hat 
der Beamte die Leitung des Si-
cherheitsreferats und damit der 
Parlamentspolizei und des Ein-
lasskontrolldienstes übernom-
men. Dies bestätigte die Pres-
sestelle des Bundestags auf taz-
Anfrage. Zuvor war er als Leiter 
eines Personalreferats verant-
wortlich für die internen Ermitt-
lungen zu rechtsextremen Vor-
fällen in der Bundestagspolizei. 
Diese steht infolge von taz-Re-
cherchen in der Kritik. Der bis-
herige Referatsleiter Norman P., 
der das Amt erst im Dezember 
übernommen hatte, leitet nun 
ein Referat der Wissenschaftli-
chen Dienste.

Im Januar hatte die taz berich-
tet, dass Norman P. aktives Mit-
glied der ultrarechten Berliner 
Burschenschaft Gothia ist und 
1998 für die rechtspopulistische 
Partei Bund Freier Bürger für 
den Bundestag kandidiert hatte.

Nach der Berichterstattung 
wurde Norman P. versetzt, wei-
tere Konsequenzen sind nicht 

bekannt. Die Pressestelle be-
gründet die Entscheidung da-
mit, dass kein Zweifel entstehen 
dürfe, dass bei der Aufarbeitung 
der Vorwürfe rechtsextremer 
Vorfälle in der Bundestagspo-
lizei mit der nötigen „Konse-
quenz und Sensibilität“ vorge-
gangen werde. Allerdings gebe 
es „keine Anhaltspunkte für ein 
disziplinarrechtlich vorwerfba-
res Verhalten des Beamten“.

Mit dieser Entscheidung ver-
meidet die Bundestagsverwal-
tung, sich in der Frage zu posi-
tionieren, wie sie mit weiteren 
rechten Burschenschaftlern in 
den eigenen Reihen umgeht. 
Auf Anfrage hieß es dazu: „Bis-
lang sind der Bundestagsverwal-
tung dazu keine relevanten Vor-
gänge bezüglich anderer Perso-
nen bekannt, die zu förmlichen 
Maßnahmen Anlass geben.“ Die 
taz hatte im vergangenen Jahr 
über weitere Mitglieder der Bur-
schenschaft Gothia in der Ver-
waltung berichtet.

Strittig bleibt, seit wann die 
Leitung der Bundestagsverwal-
tung von der politischen Orien-
tierung ihres Beamten wusste. 
Im Januar hatte sie erklärt, dass 

ihr diese nicht bekannt gewe-
sen sei. Wie die taz aus Kreisen 
der Bundestagsverwaltung er-
fuhr, war die politische Biogra-
fie von Norman P. aber intern 
Thema, bevor er Sicherheits-
chef wurde. Spätestens als Nor-
man P. 2015 Leiter des Sekretari-
ats des NSU-Untersuchungsaus-
schusses wurde, hatte er zudem 
eine erweiterte Sicherheitsüber-
prüfung durchlaufen müssen.

Der neue Leiter der Parla-
mentspolizei gilt im Bundestag 
als „strammer Sozialdemokrat“. 
Dass er bisher das Personalrefe-
rat ZV2 leitete, ist bemerkens-
wert, weil er dort die internen 
Ermittlungen führte, die nach 
den taz-Recherchen im vergan-
genen Sommer eingeleitet wur-
den. Im Zuge dieser Ermittlun-
gen ließ er alle 200 Bundestags-

polizistInnen einzeln mit einem 
standardisierten Fragebogen 
befragen. Neben suggestiven 
Fragen, ob Kollegen einen Hit-
lergruß als „Imitation, Rumal-
bern“ gezeigt hätten, wurden 
die Polizisten befragt, ob sie 
mit der taz gesprochen hatten. 
Diese Befragung wurde auch in-
tern kritisiert.

Im vergangenen Sommer 
hatte die damalige Bundestags-
vizepräsidentin Claudia Roth 
eine externe Untersuchung der 
Bundestagspolizei gefordert. 
Der damalige Präsident Wolf-
gang Schäuble entschied sich 
für interne Ermittlungen. Die 
Bundestagsverwaltung teilte 
mit, für eine externe Untersu-
chung sehe man nach wie vor 
„keine Notwendigkeit“. Bundes-
tagspräsidentin Bärbel Bas, der 
die Bundestagspolizei unter-
steht, äußerte sich nicht zu der 
Neubesetzung. Die disziplinar-
rechtlichen Ermittlungen gegen 
mehrere Polizeibeamte dauern 
an. In einem Fall leitete auch die 
Berliner Staatsanwaltschaft ein 
Verfahren ein. Dabei geht es um 
den mutmaßlichen Hitlergruß 
eines Beamten.

Der Bundestag hat auf eine taz-Recherche reagiert und die Leitung des Sicherheitsreferats neu besetzt. 
Der Beamte war für die Aufarbeitung rechtsextremer Vorfälle bei der Bundestagspolizei verantwortlich

Zu den Ermittlungsbefugnissen des Verfassungsschutzes in Bayern verkündete das 
Bundesverfassungsgericht nun ein Grundsatzurteil und beanstandete 16 Normen

Verfassungsgesetz in 
Teilen verfassungswidrig

den kommenden Jahrzehnten 
Gegenstand zahlreicher Dok-
torarbeiten sein.

Nur Maßnahmen, „die zu 
einer weitestgehenden Erfas-
sung der Persönlichkeit führen 
können“, sollen auf die Abwehr 
konkreter Gefahren beschränkt 
sein. Konkret beanstandeten 
die Richter deshalb, die Befug-
nisse des bayerischen Verfas-
sungsschutzes zum Großen 
Lauschangriff (also zur Über-
wachung von Wohnraum mit-
tels versteckter Mikrofone) und 
zur Online-Durchsuchung (das 
heißt zur heimlichen Ausspä-
hung von Computerfestplatten 
mittels Trojaner-Software). Der 
Verfassungsschutz darf solche 
Maßnahmen nur nutzen, wenn 
die Polizei mit eigenen Maßnah-
men zu spät käme.

Bei mehreren anderen Be-
fugnissen verlangten die Rich-
te r:in nen ebenfalls strengere 
Eingriffsvoraussetzungen, als 
das bayerische Gesetz bisher 
vorsieht. Dabei ging es um die 
Ortung von Mobiltelefonen, die 
längerfristige Observation au-
ßerhalb der Wohnung sowie den 
Einsatz von verdeckten Er mitt-
le r:in nen und V-Leuten. Bei all 
diesen Maßnahmen verlangten 
die Rich te r:in nen zudem eine 
„Vorabkontrolle“ durch eine un-
abhängige Einrichtung, wie zum 
Beispiel ein Gericht oder ein par-
lamentarisches Gremium.

Strengere Anforderungen 
sollen künftig auch gelten, wenn 
der Verfassungsschutz Daten 
übermittelt. Er darf heimlich be-
schaffte Daten nur dann an an-
dere Behörden wie die Polizei 
weitergeben, wenn sie sich die 
Daten auf gleichem Wege auch 
selbst hätten beschaffen dürfen.

Die In nen mi nis te r:in nen von 
Bund und Ländern müssen nun 
genau prüfen, welche Auswir-
kungen das Urteil auf ihre je-
weiligen Verfassungsschutzge-
setze hat.

Der neue Leiter der 
Parlamentspolizei 
gilt im Bundestag als 
„strammer 
Sozialdemokrat“

Fo
to:

An
jaW

eb
er

IST HEUTE DER TAG,
AN DEM DU BUTTER BEI DIE FISCHE
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